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„Klarheit und Wahrheit“
Bilanzbetrug und Bereicherung gerissener Firmenchefs erschüttern nicht nur die Aktienmärkte,

längst hat das Beben auch das Weiße Haus erreicht: Präsident Bush und sein Vize Cheney 
geraten immer stärker in den Verdacht, selbst von unlauteren Buchungstricks profitiert zu haben.
Präsident Bush, Vize Cheney: Im Strudel peinlicher Enthüllungen 
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Präsident George W. Bush hatte zum
Krisengipfel geladen: Erstmals trafen
sich vergangenen Freitag hochrangi-

ge Rechts- und Finanzexperten im Weißen
Haus, um dem aus dem Ruder gelaufenen
Kapitalismus neue, strengere Vorschriften
und Regeln zu verpassen. Die „Eingreif-
truppe gegen Unternehmensbetrug“ mach-
te sich an die Arbeit. 

Doch die Aura von Kompetenz, Ent-
schlusskraft und Handlungsbereitschaft, die
sich der Feldherr des Anti-Terror-Kriegs
nun auch für den Kampf gegen Betrug, Be-
reicherung und Börsenmanipulation an der
Heimatfront verschaffen wollte, verblasste,
noch ehe die Task Force überhaupt im
Amtssitz des Präsidenten zusammentrat. 

Denn die Erschütterungen, die weltweit
Aktienkurse auf Talfahrt schickten und
Millionen von Anlegern ihr Erspartes ge-
kostet haben, brachten nun auch die Haus-
herren an der Pennsylvania Avenue in Be-
drängnis. Es scheint, als hätten sich Bush
und sein Stellvertreter Dick Cheney als
Manager die gleichen Sünden zu Schulden
kommen lassen, die sie nun als Politiker
geißeln. Nach immer neuen Enthüllungen
über ihre finanzielle Vergangenheit sind
Bush und Cheney, der starke Mann hinter
dem Regierungschef, ebenfalls vom Empö-
rungssturm über faule Bilanzen erfasst
worden. Die Eingreiftruppe, die vor allem
der US-Wirtschaft wieder aufhelfen sollte,
muss erst mal das angeschlagene Image des
Chefs und seines Vizes aufpolieren.

Bush & Co haben allerdings nicht nur an
Schaltstellen dieses Systems gesessen, ehe
sie die Macht im Land übernahmen. Re-
publikanische Politiker haben mehr als an-
dere von der Großzügigkeit jener Bosse
profitiert, deren Gesetzestreue sie eigent-
lich hätten kontrollieren müssen.

Die neue Task Force muss das nun nach-
holen: Unter der Führung des Justizministers
sollen der Finanzminister, die Vorsitzenden
von Börsen und Aufsichtsbehörden zusam-
men mit Fachleuten der Bundesstaatsan-
waltschaft Vorschläge für den Präsidenten
ausarbeiten, wie die Serie von Wirtschafts-
skandalen aufgedeckt, verfolgt, bestraft und
neue künftig vermieden werden können. In
New York hatte der Präsident vorige Woche
selbst den Kurs angegeben.

In seiner Rede vor Wirtschaftsführern
sprach Bush von „Exzessen“ in den Vor-
standsetagen und einem „Missbrauch der
Macht“, der „den Seelenfrieden und das
finanzielle Wohlergehen von Millionen
Menschen“ bedrohe. Er gelobte, mit allen
ihm zur Verfügung stehenden Mitteln „Kor-
ruption aufzudecken und auszurotten“, und
verlangte „eine neue Ethik“ in der Wirt-
schaftswelt: „Wir brauchen Männer und
Frauen mit Charakter.“ Bush wünschte sich
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„Wirtschaftslenker, die den Unterschied
zwischen Ehrgeiz und Gier kennen, zwi-
schen gerechtfertigtem Risiko und Betrug“.

Doch die großen Worte, die salbungs-
vollen Kadenzen, verfehlten die Wirkung.
Noch während seiner Rede rutschten die
Börsenkurse tiefer in den Keller.

Und schwerer noch als das Misstrauen
der Anleger trifft das Bush-Team der kaum



Halliburton-Zentrale in Dallas
Ermittlungen eingeleitet 
noch von der Hand zu weisende Verdacht,
der Präsident selbst und seine wichtigsten
Berater hätten in Sachen Geschäftsmoral
und Wirtschaftsethik alles andere als Vor-
bildrollen gespielt. Bush junior wird ein-
geholt von seiner schillernden Vergangen-
heit. Denn als Geschäftsmann hatte der
heutige Präsident noch nie eine überzeu-
gende Figur abgegeben. 

Über Beziehungen seines Vaters, der als
langjähriger Ölunternehmer und republi-
kanischer Parteiführer in Politik und Wirt-
schaft gleichermaßen gut verbunden war,
erhielt der älteste Sohn immer wieder lu-
krative Pöstchen. Geriet er bei seinen Un-
ternehmungen in geschäftliche Schieflagen,
was der Regelfall war, paukten ihn finanz-
kräftige Freunde aus dem Umfeld von Bush
senior wieder heraus.

So gelangte George W. 1986 als Direktor
in die Führungsriege der texanischen Öl-
firma Harken. Dort geriet er mit einem
ominösen Aktiendeal an den Rand der Le-
galität, mit Scheingeschäften seiner Firma
womöglich auch darüber hinaus.

Mit sattem Gewinn hatte der damals 41-
jährige Bush Harken-Aktien im Wert von
848000 Dollar verkauft. Acht Tage später
veröffentlichte das Unternehmen einen
überraschenden Millionenverlust, was den
Aktienkurs abstürzen ließ. 

Der Deal trug Bush nicht nur ein Er-
mittlungsverfahren wegen Insiderhandels
ein, das Jahre später ergebnislos einge-
stellt wurde. Unangenehmer noch ist für
den heutigen Präsidenten, dass der Kon-
zern zuvor offenbar über Phantombu-
chungen seine Bilanzen kräftig aufgebläht
hatte, um den Börsenkurs nach oben zu 
treiben.
Ex-Manager im Weißen Haus

Vizepräsident Dick Cheney
leitete von 1995 bis August 2000 das
texanische Unternehmen

Vorwürfe: Börsenaufsicht ermittelt wegen
Verdachts auf Unregelmäßigkeiten in der
Buchführung – zwei Anzeigen von Anlegern

Dienstleistungen und Projektentwicklung
für die Öl-und Gasindustrie

derzeit 85000 Mitarbeiter
13,0 Mrd. Dollar Umsatz 2001

Internationale Öl- und Gasexploration

32,4 Mio. Dollar Umsatz 2001

Präsident
George W. Bush
kam 1986 in die Führungsriege des
Unternehmens

Vorwürfe: günstige Firmendarlehen,
fragwürdiger Aktiendeal, Kenntnis von
Bilanztricks
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An sich selbst und einige Mitwisser hat-
te Harken-Vorstand Mikel Faulkner – mit
Zustimmung seiner Kollegen, darunter
auch George W. – die kleine hawaianische,
zum Harken-Firmenverbund gehörende
Tankstellenkette Aloha Petroleum verkauft
und dafür eine Million Dollar angezahlt.
Als Verkäufer verbuchte die Harken-
Führung jedoch umgehend den Eingang
von 7,9 Millionen Dollar und senkte so die
stattlichen Verluste. Niemand, auch nicht
Bush, der damals im dreiköpfigen Buch-
prüfungsausschuss des Vorstands saß, er-
hob Einspruch gegen diese Art der Bilanz-
aufbesserung, die den Amerikanern seit
den Skandal-Konkursen von Enron und
WorldCom nur zu vertraut ist.

Die Zweifel an den alten Geschäfts-
praktiken werden noch verstärkt durch
günstige Firmenkredite, die Harken Bush
zum Aktienkauf gewährt hatte, und durch
neue Vorwürfe, die gegen Vizepräsident
Dick Cheney erhoben werden. Der einsti-
ge Verteidigungsminister und Golfkriegs-
stratege wechselte nach dem unerwarteten
Ende der ersten Regierung Bush 1993 als
Chef zum Öldienstleister Halliburton.

Insgesamt fünf Jahre, von 1995 bis zum
Sommer 2000, stand Cheney dem texani-
schen Konzern vor. Und wenn die Anga-
ben stimmen, die bislang bekannt gewor-
den sind, dann hat Halliburton ebenfalls
kräftig bei den Bilanzen geschummelt. 

So soll das Unternehmen seine Umsatz-
zahlen allein zwischen 1999 und 2001 um
insgesamt 445 Millionen Dollar nach oben
getrickst haben, indem es einfach strittige
Forderungen an Geschäftspartner als be-
reits realisierte Einnahmen verbuchte,
ohne dies entsprechend zu kennzeichnen.
Tatsächlich fällt der lange verheimlichte
Wechsel in der Bilanzierungsmethode, der
den in den Büchern ausgewiesenen Ge-
winn allein im vierten Quartal 1998 mehr
als verdoppelte, in eine für das Unterneh-
men äußerst kritische Zeit: Die kurz zuvor
von Cheney eingefädelte Übernahme einer
Baustofffirma galt vielen Experten an der
Wall Street als verlustreicher Fehlgriff.
„Das aufregendste Ding, in das ich je ver-
wickelt war“, hatte Cheney stolz den Kauf
von Dresser Industries genannt. Was er
verschwieg: Mit dem Geschäft handelte
Halliburton sich fast 300 000 anhängige
Schadensersatzverfahren wegen Asbest-
verseuchung ein.

Die Hinweise auf Unregelmäßigkeiten
in der Buchführung im Cheney-Konzern
sind so gravierend, dass die Börsenauf-
sichtsbehörde SEC nun Ermittlungen gegen
d e r  s p i e g e l 2 9 / 2 0 0 2
den Konzern eingeleitet hat. Mitte vergan-
gener Woche reichte die Anlegerschutzor-
ganisation Judical Watch zudem für zwei
düpierte Anleger Klage gegen Cheney auf
Schadensersatz in Millionenhöhe ein. Der
Vizepräsident selbst hat zu den Vorwürfen
bislang geschwiegen.

Welch engen und mitunter höchst zwei-
felhaften Kontakt viele Mitglieder der
Bush-Regierung in der Vergangenheit zur
Industrie hielten, hatte schon der Fall En-
ron gezeigt, jener Wirtschaftsskandal, mit
dem die Serie von Betrug und Schwindel in
Amerikas Chefetagen im vergangenen De-
zember begann. Justizminister John Ash-
croft musste sich gleich zu Beginn der Er-
mittlungen für befangen erklären, weil er
Geldgeschenke von Enron für seinen Wahl-
kampf erhalten hatte. 

Robert Zoellick, Handelsbeauftragter
der Regierung, und Lawrence Lindsey,
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binett der Bosse
rühere Wirtschaftsposten des Bush-Teams
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Sicherheitsberaterin
Condoleezza Rice
Aufsichtsrätin bei Chevron

Handelsminister
Donald Evans

Präsident der Erdöl-
Gesellschaft Tom Brown

Chefökonom im Weißen Haus
Lawrence Lindsey
Berater von Enron

Finanzminister
Paul O’Neill

Chef des Aluminium-
Herstellers Alcoa

Handelsbeauftragter
Robert Zoellick
Berater von Enron
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Chefökonom im Weißen Haus, standen als
Enron-Berater sogar direkt auf der Payroll
des Energieriesen. Und auch Präsident
Bush hatte mit Enron-Chef Kenneth Lay
jahrelang vertraulichen Umgang gepflegt,
wie eine Reihe von Briefen an seinen
Freund „Kennyboy“ beweisen.

Für beide Seiten lohnten die engen Be-
ziehungen: Mehr als vier Millionen Dol-
lar spendierte Enron der Republikanischen
Partei; Kennyboy, der für George Bush
jetzt wieder bürgerlich-distanziert „Mr.
Lay“ ist, war der größte Einzelspender im
Wahlkampf des Präsidenten. 

Im Gegenzug fand der Energiekonzern
stets ein offenes Ohr für seine Anliegen. Al-
lein Vizepräsident Cheney empfing sechs-
mal Konzernvertreter aus Houston, ehe er
das Energiekonzept der Regierung formu-
lierte. Der US-Rechnungshof klagt nun auf
die Herausgabe von Gesprächsunterlagen.

Dass sich der Kollaps des eben noch
siebtgrößten Unternehmens des Lan-
des nicht sofort in einen politischen
Skandal ausweitete, lag vor allem an
der Zurückhaltung, mit der die Freun-
de in Washington ganz offenbar auf
Lays Hilfeersuchen reagierten, als es
mit Enron zu Ende ging. Sowohl Fi-
nanzminister Paul O’Neill, bis 1999
Vorstandsvorsitzender des weltweit
größten Aluminiumherstellers Alcoa,
als auch Handelsminister Donald
Evans, ein weiterer Lay-Buddy und im
Wahlkampf Bushs oberster Spen-
deneintreiber, blieben untätig. 

Der Präsident wiederum kam mit
seiner windigen Abstandssuche durch,
weil Amerika auf den Krieg gegen den
Terror orientiert blieb und die Wahr-
heitsfindung sich auf die Geschäfts-
praktiken in der Enron-Zentrale in
Houston konzentrierte, anstatt auf
Wucherungen in die Politik. Nun frei-
lich kehrt die Erinnerung an diese be-
sonders innige Form des „crony capi-
talism“ zurück, wie in Amerika der
Kapitalismus unter Kumpeln heißt.
Ohne Hilfe der Abgeordneten in Wa-
shington – auch der Demokraten –
wären viele Betrügereien gar nicht
möglich gewesen. Es waren ja die Po-
litiker, die auf Druck der Industrie die
Bilanzvorschriften lockerten und die Kon-
trollmöglichkeiten der Börsenaufsicht im-
mer weiter einschränkten. 

Nun bedrohen die Skandale nicht nur ei-
nen Erfolg in den – für jede Regierung
schwierigen – Halbzeitwahlen im Novem-
ber. Erstmals erscheint möglich, dass Bush
junior einen ähnlichen Absturz erleiden
könnte, wie ihn sein Vater als 41. Präsi-
dent der USA erlebte. Der bejubelte Golf-
kriegssieger von 1991 war ein Jahr später
wegen seiner Versäumnisse in der Wirt-
schaftspolitik so tief in der Wählergunst
gesunken, dass er das Weiße Haus sei-
nem Nachfolger Bill Clinton überlassen 
musste.
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Zwar sind noch immer 76 Prozent der
US-Bürger mit der Amtsführung von
George W. zufrieden. Aber die Gefahr für
ihn wurde sichtbar, als vorige Woche nicht
einmal mehr die Hälfte aller Amerikaner
glaubte, dass ihrem Präsidenten die Inter-
essen seiner Mitbürger wichtiger sind als
die der großen Konzerne.

Welcher Erklärungsdruck mittlerweile
auf Bush junior lastet, zeigte sich am
vergangenen Montag, als er auf einer Pres-
sekonferenz in Washington zu seinen ei-
genen Aktiengeschäften Stellung nahm. 
Was als kurzer, kraftvoller Auftritt gedacht
war, um die lästige Harken-Geschich-
te endlich aus der Welt zu schaffen, weite-
te sich zu einer peinlichen Befragung aus,
in deren Verlauf der Präsident genau je-
ne „Klarheit und Wahrheit“ vermissen
ließ, die er anderntags so kraftvoll an-
mahnte.
Verlegen nach Worten ringend, warum
er die Börsenaufsicht über den geplanten
Verkauf von Harken-Aktien erst mit acht-
monatiger Verspätung vollständig unter-
richtet habe, berief er sich auf eine Art Er-
klärungsnotstand: „Ich verstehe bis heute
nicht ganz, was da schief gelaufen ist.“ 

Und als Reporter wissen wollten, wie er
denn im Rückblick die seltsamen Bilanz-
operationen der Ölfirma sehe, antwortete
der Mann, der die Welt bisher immer
schlicht in Gut und Böse aufgeteilt hatte,
ausweichend: „Wenn es um Bilanz-
fragen geht, sind die Dinge in der Wirt-
schaft oft nicht eindeutig schwarz oder 
weiß.“ Jan Fleischhauer,

Siegesmund von Ilsemann
d e r  s p i e g e l 2 9 / 2 0 0 2
A N S C H L Ä G E

Post aus dem
Waffenlabor

Bei der Suche nach dem Milzbrand-
Attentäter gerät das FBI in die 

Kritik. Indizien weisen auf einen
Biowaffenexperten. Ist er 

schuldig – oder nur ein Bauernopfer?
Die Fahnder kamen in silbernen
Schutzanzügen an Bord dunkler
Mini-Vans. Plastiksäcke mit Akten

schleppten sie aus dem Haus von Steven
Hatfill in Fort Detrick (Maryland). Wäh-
rend sie die Beute in einem bereitstehen-
den Transporter verstauten, knatterten die
Hubschrauber der Presse über dem Haus,
das der US-Biowaffenexperte bewohnt. 

Das FBI beeilte sich zu versichern, Hat-
fill sei kein Verdächtiger im „Amerithrax“-
Fall. Trotzdem hat seit der demonstrativen
Durchsuchungsaktion am 25. Juni der Ab-
sender der Milzbrand-Briefe, deren Inhalt
im Herbst 2001 fünf Menschen tötete, erst-
mals einen möglichen Namen – und Ame-
rika einen handfesten Skandal. 

Ist Hatfill der Milzbrand-Attentäter?
Wenn ja: Warum wird er nicht festgenom-
men? Wenn nein: Warum durchwühlt das
FBI unter den Augen von Kamerateams
sein Apartment und zerrt ihn dadurch –
als ersten von 25 Forschern, deren Häuser
im Rahmen des Anthrax-Falls durchsucht
wurden – in die Öffentlichkeit? Zuneh-
mend gerät das FBI unter Druck, endlich
Ergebnisse zu liefern. Gleichzeitig wird der
Vorwurf laut, die Bundesbehörde ver-
schleppe die Fahndung und wolle den Tä-
ter möglicherweise gar nicht finden. 

„Fast jeder, der den Fall verfolgt, ist ent-
setzt über die Lethargie des FBI“, schreibt
der Journalist Nicholas Kristof in einer Ko-
lumne der „New York Times“. Und, bezo-
gen auf Hatfill: Wenn der Verdächtige „ein
Araber wäre, wäre er längst im Gefängnis
– doch er ist ein waschechter Amerikaner
mit engen Verbindungen zum Verteidi-
gungsministerium, zur CIA und zum ame-
rikanischen Biowaffenprogramm“.

Wer also ist Steven Hatfill? Zweifellos
zählt der 48-Jährige zu jenen 20 bis 30 Wis-
senschaftlern, die das FBI für fähig hält, die
Milzbrand-Attacke im Oktober 2001 durch-
geführt zu haben. Hatfill gilt als Vertrauter
des US-Biowaffenveterans William Patrick.
Von 1997 bis 1999 arbeitete er mit Ebola-
Viren im U. S. Army Medical Research In-
stitute of Infectious Diseases in Fort Detrick.
Die Einrichtung ist neben dem Dugway Pro-
ving Ground in Utah das wichtigste Bio-
waffenlabor der USA und gilt inzwischen als
wahrscheinlicher Herkunftsort der im Ok-
tober verschickten Anthrax-Sporen.


